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Britische Lehrstunden für österreichische Politiker
Vor- und Nach-
wahlzeiten in 
einer Demokra-
tie spiegeln die 
politische Kultur 
des Landes. Der 
sogenannte Erd-
rutschsieg der 
Labour-Partei in 

Großbritannien am 4. Juli wurde 
dank des Mehrheitswahlrechts 
bekanntlich nur durch ein Drittel 
der Wählerstimmen errungen. 
Trotzdem wird dieses Ergebnis 
laut Umfragen von den meisten 
Konservativen und Liberalen als 
Auftrag für „einen radikalen Neu-
start“ akzeptiert. 

D
arüber hinaus charakteri-
sierte der abtretende Fi-
nanzminister Jeremy Hunt 

den neuen Premier Keir Starmer 

und seine eigene Nachfolgerin 
 Rachel Reeves als „anständige 
Menschen und überzeugte Staats-
diener“. Nach der feierlichen Vor-
lesung des Labour-Regierungspro-
gramms durch König Charles III. 
sah man Starmer und seinen Vor-
gänger Rishi Sunak im Parlament 
miteinander „plaudernd und lä-
chelnd, wie zwei Kollegen nach 
einem Urlaub“. So der Financial 
Times-Kolumnist Simon Kuper in 
einem Loblied auf das britische 
System: „Mehr als drei Jahrhun-
derte ohne Katastrophen, Bürger-
kriege oder Revolutionen.“ Und 
welch ein Unterschied zu den von 
Hass und Intoleranz geprägten 
Wahlkampagnen in Frankreich 
oder den USA. 

Auch in Österreich gab es nach 
1945 eine lange Zeit der Dialog -

bereitschaft auf allen Ebenen. Der 
langjährige Generalsekretär der 
ÖVP, Hermann Withalm (1912–
2003), von den Gegnern gefürch-
tet und von den Anhängern beju-
belt, stellte in seinen Memoiren 
(1973) fest, „… dass mich gerade 
mit jenen politischen Gegnern, 
mit denen ich die heftigsten Aus-
einandersetzungen hatte, heute 
die ungetrübtesten menschlichen 
Beziehungen verbinden“. Das 
Wichtigste sei „die Toleranz, der 
Versuch, den anderen zu verste-
hen, das Miteinander-Reden“. Die-
ses Prinzip galt auch in den 
13 Jahren der Kreisky-Ära trotz 
der absoluten SPÖ-Mehrheit. 

Der Aufstieg der FPÖ unter 
Haider/Strache/Kickl als Rechts-
außen-Partei und die Packelei der 
ÖVP mit ihr, zuerst unter Wolf-

gang Schüssel geschickt gema -
nagt, dann unter dem Politschau-
spieler Sebastian Kurz aus dem 
Ruder gelaufen, haben die Perio-
den der folgenschweren faulen 
Kompromisse eröffnet.  

Die Unfähigkeit der SPÖ-Vor-
sitzenden nach Franz Vranitzky 
hatte die Rechtsschwenkung mit-
geprägt.  

E
in trauriges Beispiel für den 
Niedergang der politischen 
Kultur ist zum Beispiel die 

im großen STANDARD-Interview 
(27./28. Juli) bekundete Haltung 
der EU- und Verfassungsminis-
terin Karoline Edtstadler. Sie gilt 
als die fähigste und ehrgeizigste 
Politikerin der Volkspartei.  

Abgesehen von der plakativen 
und irrealen Forderung nach der 
Revision der Genfer Flüchtlings-

konvention und der Verniedli-
chung der innenpolitischen Fol-
gen eines FPÖ-Bundeskanzlers ist 
die Gleichsetzung Leonore Ge-
wesslers und Herbert Kickls als 
disqualifizierte künftige Regie-
rungspartner ebenso beunruhi-
gend wie die von ihr mitgetragene 
Blockade der Justizreform. Dazu 
kommt noch ihre zwiespältige 
Haltung zum korruptesten EU-
Staat Ungarn. Sie verteidige 
 Viktor Orbán „als solchen“ zwar 
nicht, aber zählt den Kumpel 
Wladimir Putins zu den „verbin-
denden Kräften“ in der EU. Kürz-
lich wies sie sogar „das Diktat aus 
Brüssel“ zurück.  

All das als Empfehlung für den 
Posten der EU-Kommissarin oder 
gar für den des ÖVP-Vorsitzen-
den? 

chen sie nur wenige. Manche erken-
nen den Mehrwert nicht, andere 
wiederum haben Sorge, in Jobs ge-
drängt zu werden, die nicht ihren 
Wünschen und Fähigkeiten ent-
sprechen. Das hat Auswirkungen 
auf die Arbeitslosenquote, für deren 
Berechnung man eben nur auf jene 
Personen zurückgreifen kann, die 
auch tatsächlich als arbeitssuchend 
gemeldet sind. 

Der statistische Trick sorgte für 
Erstaunen in der ukrainischen Com-

munity, denn dort zeigt man sich 
schon lange unzufrieden mit den 
mageren Erwerbsperspektiven hier-
zulande. Zwar war den meisten be-
wusst, dass es wohl schwierig wer-
den würde, an die berufliche Karrie-
re im Heimatland anzuschließen, 
aber mit den vielen Hürden hierzu-
lande hatten die wenigsten gerech-
net. Das reicht von hochbürokrati-
schen Abläufen bei mangelnder 
 Digitalisierung über Qualität und 
Verfügbarkeit von Deutsch(inten-

siv)kursen bis hin zur Anerkennung 
von im Ausland erworbenen Quali-
fikationen, fehlenden Kinderbe-
treuungsmöglichkeiten und niedri-
gen Zuverdienstgrenzen. Sind 
 Ukrainerinnen erwerbstätig, so 
arbeiten sie meist unter ihrem Qua-
lifikationsniveau. 

Offenkundiger Bedarf 
Abhilfe schaffen zielgruppenge-

rechte Angebote wie der Professio-
nal Integration Hub der Erste Stif-

tung. Das Stipendienprogramm ver-
mittelt bezahlte Praktikumsplätze 
bei österreichischen Unternehmen, 
in Verbindung mit Intensivsprach-
kursen sowie Möglichkeiten zur 
Vernetzung und beruflichen Weiter-
entwicklung. Im ersten Durchgang 
des Programms überstieg die Zahl 
der qualifizierten Bewerberinnen 
jene der verfügbaren Plätze um ein 
Vielfaches. 

Der Bedarf ist also offenkundig, 
die Praktikumsangebote aber ver-
halten, die Übernahmen in Fixan-
stellungen gering. Neben fehlenden 
Deutschkenntnissen wirkt auch der 
temporäre Schutztitel abschre-
ckend auf Arbeitgeber, denn die 
Einstellungskosten für Mitarbeiter, 
die womöglich bald wieder das 
Land verlassen, sind hoch. Umso 
wichtiger ist nun, da viele Vertrie-
bene auf absehbare Zeit in Öster-
reich bleiben wollen (und müssen), 
ein dauerhafter Aufenthaltstitel. 
Dafür vorgesehen ist die „Rot-Weiß-
Rot-Karte plus“, deren Vergabe je-
doch an Kriterien geknüpft ist, die 
die Mehrheit der Ukrainerinnen 
(noch) nicht erfüllt. Ihnen bleibt nur 
die Verlängerung des temporären 
Schutzes bis März 2026, wie von der 
EU vorgesehen. Und damit weiter-
hin die Grundversorgung ohne ver-
pflichtende Meldung als arbeitssu-
chend. 

Unter Druck 
In Wien hat man nun darauf re-

agiert. Seit Mitte Juli müssen Ver-
triebene als Voraussetzung für das 
Beziehen der Grundversorgung eine 
AMS-Meldung vorlegen. Bis dato be-
trifft das nur Neuzugänge, eine Aus-
weitung steht im Raum. Hilfsorga-
nisationen kritisieren die Regelung 
als rechtswidrig, sie setze Men-
schen unter Druck. Vor allem aber 
bleibt das Grundübel, weil Bundes-
materie, davon unberührt: Die 
Grundversorgung ist auf Dauer 
nicht das passende System für ra-
sche und nachhaltige Integration, 
sondern eine Inaktivitätsfalle. 

Manch ein Leser, eine Leserin 
mag sich erinnern, dass die Puber-
tät nicht nur von Veränderungen 
geprägt ist, sondern auch von 
einem fast unbändigen Willens- 
und Schaffungsdrang. Diesen für 
junge, hochqualifizierte Frauen 
durch systemische Mängel zu dros-
seln ist fatal. 

I
ntegration“, erzählt mir eine 
ukra inische Bekannte, die nach 
Wien geflüchtet ist, sei „wie eine 

zweite Pubertät“. Man werde mit 
vielen Veränderungen konfrontiert, 
von der Sprache bis zur Mentalität, 
dadurch wandle sich die eigene 
Identität. Die berufliche sowieso, 
aber auch innerfamiliäre Rollen und 
soziale Beziehungen. Und das geht, 
ähnlich wie in der Pubertät, nur sel-
ten ohne Emotionen und Reibung 
mit dem Gegenüber ab. 

So gesehen ist wenig überra-
schend, was derzeit bei unseren 
deutschen Nachbarn abläuft. Da 
wird über eine Kürzung des Bürger-
gelds für ukrainische Vertriebene 
diskutiert, ein Job-Turbo gezündet, 
um ihre Integration in den Arbeits-
markt voranzutreiben, und man-
cher CDU-Politiker schlägt gar die 
Abschiebung in sichere Regionen in 
der Westukraine vor, sollte der ge-
wünschte Erfolg ausbleiben. Zwar 
wurde das vom politischen Mitbe-
werber rasch als „populistischer Un-
sinn“ enttarnt, dennoch ist frap-
pant, wie stark die bundesdeutsche 
Debatte und jene in der Alpenrepu -
blik auseinanderklaffen. 

Denn hierzulande werden Ukrai-
nerinnen, trotz ähnlich schleppen-
der Erwerbsaufnahme, als Vorzeige-
flüchtlinge stilisiert und gegen 
 andere Gruppen ausgespielt. So ge-
schehen bei der Präsentation des In-
tegrationsberichts durch Integra-
tionsministerin Susanne Raab 
(ÖVP), die betonte, wie niedrig die 
Arbeitslosenquote ukrainischer Ver-
triebener verglichen mit jener von 
Asylberechtigten, etwa aus Syrien, 
sei. Das belege die Relevanz kultu-
reller Nähe und eines ähnlichen 
Wertesystems, so Raab, und dass In-
tegration möglich sei, wo ein Wille 
vorhanden sei. 

Statistische Unschärfen 
Bei näherer Betrachtung zeigen 

sich jedoch statistische Unschärfen. 
Während sich Asylberechtigte und 
subsidiär Schutzberechtigte beim 
AMS als arbeitssuchend melden 
müssen, um Zugang zur Mindest -
sicherung zu erhalten, trifft das auf 
ukrainische Vertriebene nicht zu. 
Für die Dauer ihres temporären Auf-
enthalts in Österreich, geregelt 
durch die EU-Massenzustromricht-
linie, sind sie in der niedrigeren 
Grundversorgung festgefroren – ein 
Umstand, der schon lange von Hilfs-
organisation, aber auch dem AMS 
kritisiert wird. Denn weil die 
Arbeitslosenmeldung für ukraini-
sche Vertriebene freiwillig ist, ma-

Gedenken an den Überfall Russlands auf die Ukraine: Wie ergeht es den Kriegsvertriebenen in Österreich?
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Ukrainische Vertriebene müssen raus  
aus der Inaktivitätsfalle

Judith Kohlenberger

 
JUDITH KOHLENBERGER ist Migrations-
forscherin an der WU Wien. Ihr jüngstes 
Buch „Gegen die neue Härte“ ist im Juni 
2024 bei dtv erschienen.  

Die Kriegsflüchtlinge sind in der niedrigen Grundversorgung festgefroren.  
Die Hürden für eine berufliche Karriere sind viel zu hoch. Sie brauchen endlich 

langfristige Perspektiven in Österreich. 


